
Europa und dieUSA hätten den neutralen Schweizer
Sonderweg bisher stets toleriert, solange dieser für sie
keinHindernis war. Dochmit ihrerWeigerung,
befreundeten StaatenMunition für die Ukraine zu
liefern, werde das Land zumernsthaften Problem,
sagtHSG-Staatswissenschaftler Christoph Frei.

«Die Schweiz wird zum Störfall in Europa»
Bitte, nicht immer von der Neutralität
herdenken!AmAnfangmussdieFrage
stehen, wie wir Sicherheit und Wohl-
standunter heutigenBedingungen am
besten gewährleisten können. Für bei-
des brauchen wir Nachbarn und Part-
ner, die mit uns kooperieren wollen.
AmbestenauchPartner, dieunsweder
Rosinenpickerei nocheinenMangel an
Solidarität unterstellen.Beidesbekom-
menwir heute zu hören.

Vorwürfe, die Schweiz sei eine
Profiteurin, sind historisch
betrachtet ja nicht neu. Und sie sind
auch nicht falsch: Wir haben
wirtschaftlich tatsächlich von
der Neutralität profitiert.
Ganzbei Ihnen.WieHerbertLüthyvor
60 Jahren in der «Schweiz als Antithe-
se» schrieb: «Die Neutralität hat uns
wirtschaftlich immer auch zumGuten
gereicht.»

Umso weniger verstehen die Men-
schen, warum sich die Schweiz von
einem Modell verabschieden sollte,
das Wohlstand gebracht hat und
das breit verankert ist in der Gesell-
schaft?
Einverstanden. Aber weder diese Ver-
ankerungnochalleMehrwertederVer-
gangenheit ändern etwas daran, dass
sich die Verhältnisse seit demZweiten
Weltkrieg massiv verändert haben.
Wennwirbestehenwollen,müssenwir
uns bewegen – auch im Verhältnis zur
EU.Wer vomBinnenmarkt profitieren
will, muss den politischen und institu-
tionellen Preis dafür zahlen. Je länger
wir uns dagegen sträuben, desto grös-
ser das Unverständnis bei den Nach-
barn.

Die Schweiz wurde nach dem
Zweiten Weltkrieg kritisiert, sie
wurde in den 90er-Jahren wegen
der jüdischen Vermögen kritisiert.
Und sie wird jetzt wieder kritisiert.
Das sind doch normale Zyklen,
die man aushalten muss, wenn
man einen Sonderweg beschreitet.
Ich gebe Ihnen recht: Durchwursteln
hat erstaunlich lange funktioniert.Aber
machenwirunsnichts vor.Dieanderen
tolerieren den helvetischen Sonderfall
so lange, als wir nicht zum Hindernis
werden.Heutewerdenwir alsHinder-
nis wahrgenommen. Nach Putins An-
griffund ineiner Situation, inder ande-
re dringend auf Munition angewiesen
wären, umsichnur einfachverteidigen
zu können, verweigern wir die Liefe-
rungen – und zwar mit befreundeten
Staaten aus jener Nato, die Sicherheit
auch fürunsproduziert. Sowerdenwir
vomSonderfall zumStörfall.

Unsere Gesetze verhindern
derzeit Waffenlieferungen. Punkt.
Das muss auch das Ausland
akzeptieren.

Natürlich – an solche Sätze halten
wir uns, verlieren uns gleichzeitig im
Dickicht des neutralitätsrechtlichen
Dschungels, veranstalten imParlament
ein peinliches Hickhack um Details,
während weiter östlich die nächste
Angriffswelle rollt. Entschuldigen Sie,
aber diese eidgenössische Selbstbe-
zogenheit stinkt mitunter bis zum
Himmel.

Man hat der Schweiz immer wieder
vorausgesagt, dass sie irgendwann
nicht mehr weiterwursteln kann.
Bloss: Wir sind immer noch reich,
die Wirtschaft läuft wie ge-
schmiert, Zehntausende finden bei
uns Arbeit. Die These der Verelen-
dung bewahrheitet sich einfach
nicht.
Mit solchen Thesen bin ich nicht ver-
traut. Ich sehenur, dasswirdie konkre-
tenAusflüsseunsererNeutralität nicht
mehrglaubwürdigvermittelnkönnen –
vor allem nicht nach aussen hin. Wir
werdenalsHinderniswahrgenommen,
eben als Störfall, der aufpassen muss,
mit seinenErzählungenvonvorgestern
nicht zumSozialfall zuwerden.

Sie sind ein Pessimist.
Vielleicht haben Sie recht und die
Schweiz mogelt sich auch diesmal er-
folgreichdurch.Die tatsächlichenKos-
ten unseres Sonderwegs werden wir
erst mit der Zeit erkennen. Glaubwür-
digkeit und Ansehen eines Landes fal-
len nicht von einemTag auf den ande-
renweg. Sicher ist, dasswirnicht länger
unter dem Radar der anderen fliegen
können. Der Moderator einer polni-
schen Fernsehsendung kommt mit
Kenntnissen zumFinanzplatz Schweiz
aufmichzu, die einfachnur verblüffen.
Vielleicht täusche ich mich, aber wird
dasUnbehagennicht auchhierzulande
grösser?

Wir halten fest: Sie wollen die
Neutralität abschaffen und der
Nato beitreten?
Weder das eine noch das andere ist
innenpolitisch realistisch. Schon die
Entwicklung einer vertieften Zusam-
menarbeitmit derNatowäre eingros-
ser, hilfreicher Schritt. Nur in der
Arbeitsteilung, nur im Verbund kom-
menwir zu realistischenVorstellungen
davon,was zubeschaffen,was zu leis-
ten ist. Als eine der 20 grösstenWirt-
schaftsmächte der Welt müssen wir
uns zumuten, die Kosten der europäi-
schen Sicherheit angemessen mitzu-
tragen. Und nichts davon darf uns da-
von abhalten, die humanitäre Tradi-
tion der Schweizmit neuemLeben zu
erfüllen.

Und wie lösen wir den Knoten mit
der Neutralität?
Sollte die Schweiz längerfristig an der
Neutralität festhaltenwollen,mussder
Bundesrat darauf hinarbeiten, dass
diese Idee wieder einen zeitgemässen
Bodenerhält.Mit anderenWorten, die
relevanten Haager Konventionen ge-
hören angepasst, zumindest ergänzt –
aberderlei sagt sich leicht.Völkerrecht
hat einenormesBeharrungsvermögen.

Das kann die Schweiz nicht
im Alleingang tun.
Gewiss nicht – undwerweiss, ob ande-
re Regierungen überhaupt Interesse
hätten. Was bis auf weiteres bleibt, ist
eine ungeheure Spannung. Auf der
einen Seite steht der urnatürliche Re-
flex, der Ukraine bestmöglich helfen
zu wollen. Auf der anderen Seite steht
ein rechtlicher Rahmen, der uns eben
daran hindert.
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Christoph Frei kommt vom Interview
mitdempolnischenFernsehen.Erhabe
dortdieNeutralitätspolitikder Schweiz
erklären müssen. Das sei ihm schwer
gefallen, er wolle ja nicht im Ausland
die Schweiznegativ präsentieren. Die-
ses Gespräch hier mit einer Schweizer
Zeitung falle ihm wesentlich leichter.
Schon legt ermit scharferKritik ander
helvetischen«Selbstbezogenheit» los.

Befinden sich die Schweiz und
Europa im Kriegsrausch?
Christoph Frei: Eine solche Aussage ist
absurd.

Bundespräsident Berset sagt, man
solle nicht alles unter der Kriegs-
logik betrachten.
Da liegen die Nerven offenbar blank.
Ausgerechnet unser Land, das es nicht
einmal schafft, Munitionslieferungen
an befreundete Nationen zu erlauben,
soll in einerKriegslogik gefangen sein.

Bersets Aussage ist im Kern doch
richtig: Die Schweiz als Gründerin
des IKRK, als Depositarstaat der
Genfer Konvention, als Verfechte-
rin des Völkerrechts, sollte sich um
Verhandlungen und Frieden bemü-
hen, nicht um Waffenlieferungen.
Alain Berset sitzt auf demhohenRoss,
er beansprucht die moralische Luft-
hoheit. Die Geschichte einer Schweiz,
die traditionellGutes tut, ist heute recht
weit hergeholt. In der heutigen Situa-
tion auf gute Dienste zu verweisen, ist
fast schon zynisch.

Das müssen Sie erklären.
Andere vermitteln. Nicht wir. Andere
machen sich einen Namen mit huma-
nitärer Grosszügigkeit. Nicht wir. An-
dere tun alles, um der Ukraine zu hel-
fen. Nicht wir. Stattdessen belehrt der
Bundespräsident die Kriegsparteien,
dass jetzt zu verhandeln sei.

Wer, wenn nicht die neutrale
Schweiz, sollte daran erinnern,
dass Krieg kein dauerhafter
Zustand sein kann?
Da ist eswieder, dashoheRoss. Fürdie
angegriffene Ukraine gibt es momen-
tan nur den Verteidigungskrieg. Ihre
schiere Existenz steht auf dem Spiel.
Wir hingegen sind absorbiert mit der
Frage, ob wir befreundeten Staaten
Munition lieferndürfen. Immer stärker
fällt auf uns zurück, dass wir schlecht
vorbereitet waren. Der Krieg in der
Ukraine hatte sich ja abgezeichnet, er
wurde recht eigentlich angekündigt.
Der Bundesrat wurde bös überrascht,
seither wird gewurstelt.

Mit Verlaub: Der Bundesrat hat sich
rasch den EU-Sanktionen gegen
Russland angeschlossen und er
betont seither den harten Kern der
Neutralität.Dieserverbietetdirekte
und indirekte Waffenlieferungen.
Was soll daran falsch sein?
Rechtlichhandelt derBundesratdurch-
aus korrekt. Politik ist aber mehr als
Recht.Die verschiedenenPolitikfelder

passen schlichtnichtmehr zusammen.
Wir wollen neutral sein. Gleichzeitig
wollen wir eine Rüstungsindustrie ha-
ben, die Kunden zuverlässig beliefert.
Drittens wollen wir die Kontrolle über
diese Lieferungen behalten. Und vier-
tens tragen wir Sanktionen zumindest
offiziellmit. Das alles passt nichtmehr
unter einen Hut. Neutralität lässt sich
nicht einfach in die Welt posaunen.
Sie funktioniert nur,wenndie anderen
Staaten an sie glauben oder sie doch
respektieren. Das fällt ihnen heute zu-
nehmend schwer.

Die Schweiz stützt sich auf die
Haager Konventionen von 1907.
Diese gilt weiterhin. Dann müssen
wir das halt besser erklären.
Erklärungen habe ich selten gehört,
aber immerhin: Der Bundesrat bleibt
innerhalb des völkerrechtlichen Rah-
mens.

Oder wie Ständerat Jositsch sagt,
dann müssen wir halt in Kauf
nehmen, dass wir etwas unpopulär
sind.
Erklären Sie das Leuten, die um Land
undLebenkämpfen.DieSchweizklam-
mert sich an einen Rechtsbestand, der
vor 116 Jahren kodifiziert worden ist,
und der sich massgeblich auf die Ver-
hältnisse im 19. Jahrhundert bezieht.
Unter den völkerrechtlichen Rahmen-
bedingungen von heute könnten die
HaagerKonventionengarnicht entste-
hen. Sie sind imWortsinn veraltet.

Nur weil die Haager Konvention alt
ist, ist sie doch nicht ungültig!
Das ist korrekt.DieHaagerKonvention
stirbt nicht an ihrem Alter. Sie stirbt
an ihrer fehlenden Passung auf den
Kontext von heute. Beispiel: Wer zehn
Sanktionspakete gegen Russland mit-
trägt, soll als neutral durchgehen?Die-
seTrennungvonPolitikundWirtschaft
ist höhereMathematik, vieleMenschen
verstehen sie nicht.

Dann hat die SVP also recht: Wir
hätten, um die Glaubwürdigkeit
der Neutralität zu stärken, auch auf
Sanktionen verzichten sollen?
«You cannot have the cake and eat it,
too.» Wer den Kuchen isst, behält ihn
nicht in der Hand. Christoph Blocher
sagt, die Schweiz sei ihm «zu wenig
neutral».VieleEidgenossenwärenger-
ne ganz neutral, sind es aber nicht, ja
können es auch nichtmehr sein.

Warum nicht?
Kann neutral sein, wer nicht unabhän-
gig ist?UnsereSicherheit besorgen seit
vielen Jahren nicht wir selbst, sondern
dieVereinigtenStaaten imVerbundmit
derNato.UnsereArmee ist nicht fähig,
das Land auch nur halbwegs zu vertei-
digen, obwohl Rüstung und Verteidi-
gung inunserer eigenen Interpretation
der Haager Konvention zu den Pflich-
ten des dauernd neutralen Staates ge-
hören.

Ist die Neutralität somit kein
zweckmässiges Mittel unserer
Aussenpolitik mehr?

ZudenZweckenderEidgenossenschaft
gehört lautArtikel 2derBundesverfas-
sungdieWahrungvonUnabhängigkeit
undSicherheit.UnsereUnabhängigkeit
haben wir längst gegenWohlstand ge-
tauscht, und dieser Tausch hat seinen
Preis. Wirtschaftliche Verflechtung
bedeutet Abhängigkeit. Unterdessen
hat die Schweizmehr als 4000völker-
rechtlicheAbkommenunterschrieben,
sie ist umfassend eingebunden. Die
Zeit selbstbestimmender Staatlichkeit
ist vorbei. Sicherheit ist nur noch im
Verbundzuhaben.Lebenslügenhelfen
nicht weiter.

Die Neutralität hat immer funktio-
niert, jetzt sprechen Sie von einer
Lebenslüge. Das verstehe ich nicht.

Mit dem Wort der Lebenslüge meine
ichnichtdieNeutralität, sondernBilder
einer unabhängigen, wehrhaften
Schweiz. Die Welt hat sich verändert,
und diese Veränderungen entziehen
derNeutralität inderFassungvon1907
den Boden. Damals hatte jeder sou-
veräne Staat ein Recht auf Krieg. Zwi-
schenstaatliche Kriege sind heute ge-
ächtet. Damals gab es Volkswirtschaf-
ten, heute sind es internationale und
globale Wertschöpfungsketten. Nicht
nurwirtschaftlich, auch technologisch
sind wir enorm stark verschränkt.Wie
gehtNeutralität imCyberraum?

Es gibt kein Land, das so stark von
der Neutralität profitiert hat wie
die Schweiz.

Christoph Frei: «Die Neutralität
hat ein Glaubwürdigkeitsproblem.»
Bild: Michel Canonica

Zur Person

Christoph Frei hat an der Universität
St.Gallen Staatswissenschaften stu-
diert und dort 1993mit einer Arbeit über
Hans Morgenthau promoviert. Nach
einem kurzen Abstecher in die Politik,
wo er als persönlicher Mitarbeiter des
ehemaligen Ostschweizer CVP-Bun-
desrats Kurt Furgler tätig war, nahmFrei
Lehraufträge an verschiedenenUniver-
sitätenwahr. Später arbeitete Christoph
Frei als Redaktor für die «Schweizer
Monatshefte». Seit 2006 ist er Titular-
professor für Politische Ideengeschich-
te und Internationale Beziehungen an
der Universität St.Gallen. (ssm)

«Diese
eidgenössische
Selbstbezogen-
heit stinkt zum
Himmel.»

Die guten Dienste werden
masslos überschätzt
Slogan ohne Substanz? Schweiz verliert weiteres Schutzmachtmandat.

Christoph Bernet

VorWochenfrist haben sich die
bisherigenErzfeindeSaudi-Ara-
bienund IranunterVermittlung
Chinasdarauf geeinigt, ihreBe-
ziehungen zu normalisieren.
Vom«BeginneinerneuenÄra»
warbeiCNNdieRede.DerDeal
unterstreicht das Selbstbe-
wusstsein Chinas als globale
Führungsmacht – und gilt als
schwerer Schlag für den An-
spruch der USA als Ordnungs-
macht inNahost.

DasTauwetterhat auchAus-
wirkungen auf die Schweiz.
Denn Iran und Saudi-Arabien
wollen innerhalb von zwei Mo-
natenwiederdiplomatischeBe-
ziehungen aufnehmen. Damit
wirdeines vonaktuell noch fünf
Schutzmachtmandaten der
Schweiz obsolet, wie das
Aussendepartement EDA auf
Anfrage imGrundsatzbestätigt.
Die Eidgenossenschaft hat seit
Oktober 2017 auf Wunsch bei-
der Staatendie Interessen im je-
weils anderen Land vertreten.

Im Rahmen ihrer Schutz-
machtmandate übernimmt die
Schweiz einenTeil der konsula-
rischen oder diplomatischen
Aufgaben, wenn zwei Staaten
ihreBeziehungenganzoder teil-
weise abbrechen.Damithilft sie
gemässEDA ineinerArt«Brief-
trägerfunktion»dabei,minima-
le Beziehungen zwischen ver-
feindeten Staaten aufrechtzu-
erhalten.Das aktuellwichtigste
Schutzmachtmandat ist jenes
für die USA in Iran.

EDA:«Nachfrage
nachwievorgegeben»
Das Mandat für Saudi-Arabien
und Iran gehört gemäss der
Aussenpolitischen Strategie
2020–23zuden«prioritärenAk-
tionsfelderndergutenDienste».
Laut EDA ist dessen Wegfall
«grundsätzlich einepositive Sa-
che». Die Wiederaufnahme di-
plomatischerBeziehungen zwi-
schen den beiden Staaten be-
deute «mehr Stabilität und
Sicherheit inderRegion, beides
Ziele der Schweiz».

Die Schutzmachtmandate
seien «eines vonmehreren Ins-

trumenten der guten Dienste
der Schweiz», nebenMediation
und Dialogunterstützung zur
friedlichen Konfliktbeilegung
sowiederRolle alsGaststaat für
Verhandlungen.

Diese guten Dienste führt
der Bundesrat stets ins Feld,
wenn er seine im In- und Aus-
land in die Kritik geratene Neu-
tralitätspraxisverteidigt. «Unse-
reNeutralität ist fürdiehumani-
täre Politik der Schweiz und die
guten Dienste wichtig», sagte
etwa Aussenminister Ignazio
Cassis (FDP) imFebruar gegen-
über dieser Zeitung. Die Nach-
frage nach schweizerischen gu-
ten Diensten, schreibt das EDA
auf Anfrage, sei «nach wie vor
gegeben».

DochderenSubstanz ist um-
stritten. «Die guten Dienste
werden im heutigen Diskurs
masslos überschätzt», sagtHis-
toriker SachaZala, Professor an
derUniversität Bern undDirek-
tor von Dodis, der Forschungs-
stelle für die Geschichte der
schweizerischen Aussenbezie-
hungen. Der Begriff sei schon
«semantisch problematisch»,
sagt Zala: «Wir alle wollen Gu-
tes bewirken, deshalb kannnie-
mandwirklich gegendie ‹guten
Dienste› sein.»Dies verschleie-
redenBlickaufdieSubstanzdes
Konzeptes.

ImZweitenWeltkrieg
35Staatenvertreten
Dieses reicht laut Zala histo-
risch weit zurück. In der Früh-
phase der Kodifizierung des
internationalen Rechts Ende
des 19. undAnfangdes20. Jahr-
hundertsübernahmdieSchweiz
viele Schiedsgerichtsmandate
in Verfahren zur Beilegung von
zwischenstaatlichenKonflikten,
etwa wegen Grenzverläufen.
Mit dem Entstehen eines Sys-
temsvonpermanenten interna-
tionalenGerichtenverschwand
aber dieses Standbein weitge-
hend.

Die Anzahl Schutzmacht-
mandate erreichtewährenddes
ZweitenWeltkriegs ihrenHöhe-
punkt, als die Schweizdie Inter-
essen von 35 Staaten mit über
200 Einzelmandaten vertrat.

NachKriegsendenahmdieZahl
rapide ab.

Die Schweiz entschied sich
nach dem Zweiten Weltkriegs
als einer von wenigen souverä-
nen Staaten freiwillig gegen
einen UNO-Beitritt. «Diesem
Fernbleiben vom UNO-System
setzte die Schweiz das Narrativ
der guten Dienste entgegen»,
sagtHistorikerSachaZala.Doch
entgegenderüberhöhendenEr-
zählung im Inland sei die Wir-
kung der guten Dienste der
Schweizüberschaubargewesen.

Für die Vermittlung von
Konflikten fehltederSchweizoft
dernotwendigemachtpolitische
Einfluss: «Hier waren es eher
die Grossmächte, die wie die
USA eine ‹Pax Americana› ver-
mittelten, die sie auchdurchset-
zen konnten.» Eine Rolle als
Vermittlerin oder Gastgeberin
komme nur dann zustande,
wenn Konfliktparteien explizit
danach fragten.

Hier herrscht laut Zala eine
Konkurrenzsituation: «Es gibt
viele Länder, die, auch aus
Imagegründen, gerne gute
Dienste anbieten.»DieSchweiz
bringe zwar sicherlich guteVor-
aussetzungen dafür mit. Das
fliesse in die Beurteilung der
SchweizerNeutralität durchan-
dereStaatenmit ein.«Aberman
darf das Gewicht nicht über-
schätzen, welche diese guten
Dienste indieWaagschalebrin-
gen», so Zala.

SVP-Nationalrat und
Aussenpolitiker Franz Grüter
(LU) weiss, dass auch andere
Länder gute Dienste leisten.
AberdieSchweizkönnebeidem
Themadurchaus selbstbewusst
auf ihre «grosse Erfahrung und
Akzeptanz» pochen, etwa bei
den Schutzmachtmandaten. Es
sei nicht erstaunlich, dass die
Schweiz aufgrund ihrerNeutra-
litätderzeit vondenKonfliktpar-
teien kritisiert werde und unter
Druck gerate. «Neutral sein ist
immer unbequem», sagt er.
Aber für dieWelt sei es wichtig,
dass die Schweiz als neutrale
Mittlerin und Gastgeberin zur
Verfügung stehe, wenn verfein-
dete Staaten miteinander spre-
chenwollten.
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